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Schulgesetz (SchulG) von 2004 (zuletzt geändert am 26. Juni 2020) 

 

§2 Eltern und Schule 

(2) Schule und Eltern gewährleisten gemeinsam das Recht des Kindes auf Erziehung und 

Bildung. Sie ermöglichen dem Kind die Wahrnehmung des öffentlichen Erziehungs- und 

Bildungsangebots entsprechend seiner Neigung, seinen Fähigkeiten und seiner Entwicklung. 

 

(7) Die Schule informiert die Eltern über alle wesentlichen Fragen des Unterrichts und der 

Erziehung. 

 

§ 3 Schülerinnen und Schüler 

(2) Die Schule fördert die Schülerinnen und Schüler in ihrer persönlichen Entwicklung. Sie 

bietet ihnen Information, Beratung, Unterstützung und Hilfe in allen für das Schulleben 

wesentlichen Fragen an. Schülerinnen und Schüler sollen in schulischen Angelegenheiten, 

die sie unmittelbar betreffen, von der Schule beteiligt werden. In schulischen Problemlagen 

empfiehlt die Schule Ansprechpersonen. Sind gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 

des Wohls einer Schülerin oder eines Schülers erkennbar, gilt § 4 des Gesetzes zur 

Kooperation und Information im Kinderschutz vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2975) in 

der jeweiligen Fassung. 

 

(5) … Bei der Gestaltung des Unterrichts und bei Leistungsfeststellungen sind die 

besonderen Belange von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen zu berücksichtigen 

und ist ihnen der zum Ausgleich ihrer Behinderung erforderliche Nachteilsausgleich zu 

gewähren. 

 

§10 Aufgaben und Zuordnung der Schularten 

(1) Jede Schulart und jede Schule ist der individuellen Förderung der Schülerinnen und 

Schüler verpflichtet. Alle Maßnahmen der Leistungs- und Neigungsdifferenzierung in 

innerer und äußerer Form wie auch die sonderpädagogische Förderung durch Prävention 

und integrierte Fördermaßnahmen tragen diesem Ziel Rechnung. Das Nähere regeln die 

Schulordnungen. Die Schulen sind verpflichtet, sich an der Lehrerausbildung zu beteiligen. 

 

(2) Lehrkräfte haben die Aufgabe, Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern sowohl im 

Hinblick auf die individuelle Entwicklung und Förderung als auch im Hinblick auf die 

Schullaufbahn zu beraten. Sie werden dabei unterstützt durch die Schulleitung, die 

Schulaufsicht sowie Schulpsychologinnen und Schulpsychologen. Dabei arbeiten sie mit 

anderen fachkompetenten Stellen wie Agentur für Arbeit, Gesundheitsamt und Jugendamt 

zusammen und vermitteln Kontakte zu außerschulischen Beratungseinrichtungen. 

 

§14 Inklusiver Unterricht, Schwerpunktschulen 

(1) Der gemeinsame und individuell fördernde Unterricht von Schülerinnen und Schülern 

mit und ohne Behinderungen (inklusiver Unterricht) ist eine allgemeinpädagogische 
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Aufgabe aller Schulen. Diesen erweiterten pädagogischen Auftrag übernehmen zunehmend 

mehr Schulen. Diese Aufgabe wird vorrangig von Schulen wahrgenommen, die auf Dauer 

mit der Durchführung von inklusivem Unterricht beauftragt sind und diesen möglichst 

wohnortnah anbieten (Schwerpunktschulen); sie erhalten Unterstützung durch 

Förderschullehrkräfte und pädagogische Fachkräfte. 

 

(2) Für den inklusiven Unterricht gilt § 10 Abs. 10 Satz 1 und 2 entsprechend. Die Schulen 

stellen mit ihren Konzepten des inklusiven Unterrichts die gleichberechtigte Einbindung 

aller Schülerinnen und Schüler in die schulische Gemeinschaft sicher. Sie gewährleisten 

gemeinsames Leben und Lernen. Sie tragen der Unterschiedlichkeit ihrer Schülerinnen und 

Schüler Rechnung und ermöglichen allen Schülerinnen und Schülern individuelle 

Entwicklungsprozesse. Hierbei werden sie durch Förder- und Beratungszentren gemäß § 12 

Abs. 2 Satz 2 und 3 unterstützt. 

 

 

Schulordnung für den inklusiven Unterricht an öffentlichen Schulen (2024) 

 

§ 5 Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen  

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen sind Kinder, Jugendliche und 

Heranwachsende, die körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen oder 

Beeinträchtigungen der Sprach- und Kommunikationsentwicklung haben, die sie in 

Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und 

gleichberechtigten schulischen Teilhabe hindern können.  

(2) Die Regelungen für Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen gelten auch für 

Schülerinnen und Schüler mit besonderen Unterstützungsbedarfen im schulischen Lernen, 

mit Lernstörungen oder chronischen Erkrankungen, die sie in Wechselwirkung mit 

verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten schulischen 

Teilhabe hindern können.  

(3) Schülerinnen und Schüler im Sinne der Absätze 1 und 2 können solche sein, bei denen 

nach näherer Regelung dieser Schulordnung sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt 

wurde, und auch Schülerinnen und Schüler, bei denen kein sonderpädagogischer 

Förderbedarf festgestellt wurde.  

 

Nachteilsausgleich 

 

 § 16 Grundsatz 

 (1) Alle Lehrkräfte berücksichtigen bei der Gestaltung des Unterrichts und bei 

Leistungsfeststellungen die besonderen Belange von Schülerinnen und Schülern mit 

Behinderungen; diesen sind zum Ausgleich von behinderungsbedingten Auswirkungen auf 

schulische Teilhabe die erforderlichen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs zu gewähren, 

damit sie gleichberechtigt im Unterricht mitarbeiten und ihre Leistungsfähigkeit zeigen 

können (§ 3 Abs. 5 SchulG).  

https://landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-NNLRP00005A6BNN00000000038/format/xsl?oi=EEdkYCgkm3&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-NNLRP00005A6BNN00000000046/format/xsl?oi=EEdkYCgkm3&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-NNLRP00005A6BNN00000000046/format/xsl?oi=EEdkYCgkm3&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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(2) Der Anspruch auf Gewährung von Nachteilsausgleich gilt auch für Abschlussprüfungen 

an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen und wird bei diesen Prüfungen gemäß 

der Abiturprüfungsordnung vom 21. Juli 2010 (GVBl. S. 222, BS 223- 1-12) und der 

Prüfungsordnung für die berufsbildenden Schulen vom 29. April 2011 (GVBl. S. 108, BS 223-

1-36) in ihrer jeweils geltenden Fassung gewährt. 

 

§ 17 Begriffsbestimmung  

Nachteilsausgleich sind alle notwendigen und geeigneten Maßnahmen, die es Schülerinnen 

und Schülern mit Behinderungen ermöglichen, Zugang zum Unterricht, zu 

Leistungsfeststellungen und Prüfungen zu finden und ihr tatsächliches Leistungsvermögen 

nachzuweisen, ohne dass die Lernanforderungen reduziert werden und von den 

allgemeinen Grundsätzen der Leistungsbeurteilung abgewichen wird.  

 

§ 18 Verfahren  

(1) Bei der Gestaltung des Unterrichts und bei Leistungsfeststellungen ist es dauernde 

Aufgabe aller Lehrkräfte, die möglichen Auswirkungen einer Behinderung in den Blick zu 

nehmen und die erforderlichen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs zu gewähren. Dabei 

sind die Auswirkungen einer Behinderung im jeweiligen schulischen Kontext und bezogen 

auf den Einzelfall zu betrachten, nicht die Behinderungen nach ihrer Art und ihren 

Symptomen. Die Notwendigkeit eines gewährten Nachteilsausgleichs ist regelmäßig zu 

überprüfen.  

 

(2) Bei der Beurteilung der Auswirkungen einer Behinderung auf schulisches Lernen holt die 

Schule sonderpädagogische Beratung durch Förderschullehrkräfte der Schule oder durch 

das Förder- und Beratungszentrum ein.  

(3) Beantragen die Eltern oder die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler die 

Gewährung von Nachteilsausgleich, so ist dies zu begründen und die Behinderungen und 

ihre Auswirkungen sind glaubhaft zu machen. In diesen Fällen kann die Schule die Vorlage 

einer ärztlichen Bescheinigung verlangen. 

 

§ 19 Maßnahmen des Nachteilsausgleichs  

(1) Zu den Maßnahmen des Nachteilsausgleichs gehören insbesondere die Anpassung 

äußerer Rahmenbedingungen, behinderungsspezifische pädagogische Maßnahmen sowie 

methodisch-didaktische Konzepte.  

 

(2) Unter der Voraussetzung, dass die Chancengleichheit der Mitschülerinnen und 

Mitschüler gewahrt bleibt, können erforderlichenfalls auch Ersatzleistungen vorgesehen 

werden, die es der Schülerin oder dem Schüler mit Behinderungen ermöglichen, die 

gleichen Anforderungen in anderer Weise zu erbringen. 

 

§ 20 Gewährung  
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(1) Die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte entscheiden im Benehmen mit den Eltern 

oder den volljährigen Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen über die Grundsätze, 

nach denen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs für die Schülerin oder den Schüler 

festgelegt werden. Die betroffenen Schülerinnen und Schüler sind in geeigneter Weise 

einzubeziehen; diese können eine Person ihres Vertrauens hinzuziehen.  

 

(2) Unter Beachtung dieser Grundsätze entscheidet die unterrichtende Lehrkraft über die 

bei der Gestaltung des Unterrichts und bei der Leistungsfeststellung jeweils erforderlichen 

Maßnahmen des Nachteilsausgleichs.  

 

(3) Die Lehrkraft ist verantwortlich, dass die fachlichen Anforderungen unverändert 

eingehalten werden. Die Fachkonferenz oder die Fachberaterinnen und Fachberater für das 

jeweilige Fach können zur Beratung einbezogen werden. 

 

§ 21 Dokumentation  

Die Grundsätze, nach denen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs gewährt werden, werden 

dokumentiert; die Eltern oder die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler erhalten 

eine Ausfertigung. Der Nachteilsausgleich wird nicht auf dem Zeugnis vermerkt. 

 

 

Dienstordnung 

 

1.4.1 

Die Lehrkraft fördert die Schülerinnen und Schüler individuell. Hierbei berücksichtigt sie die 

jeweiligen Lernvoraussetzungen, die besonderen Fähigkeiten, Neigungen und Interessen 

sowie die Lebenssituation und gegebenenfalls die berufliche Ausbildungssituation der 

Schülerinnen und Schüler und wirkt auf den Abbau von Barrieren hin. 

 

 

Den ausführlichen Text des jeweiligen Gesetzes sowie eine Auflistung aller 

Rechtsgrundlagen inklusive Dienstordnung sowie Verwaltungsvorschriften finden Sie 

unter: 

 

https://bildung.rlp.de/inklusion/service/rechtliche-grundlagen#c61651 

 

 

https://bildung.rlp.de/inklusion/service/rechtliche-grundlagen#c61651

